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Kantonale Angestellte erhalten höheren
Teuerungsausgleich als Sozialhilfeempfänger
Für die Steuerzahler gibt es keine Anpassung der kalten Progression, dagegen spricht laut Regierung der grosse administrative Aufwand

ZENO GEISSELER

Die Schweiz erlebt seit vielen Jahren
erstmals wieder eine nennenswerte
Teuerung. Der Zürcher Regierungsrat
hat auf diese Entwicklung reagiert, in-
dem er die Löhne aller kantonalen An-
gestellten per 1. Januar um 3,5 Prozent
anhebt. Die Regierung argumentiert,
der Kanton Zürich wolle als Arbeit-
geber attraktive Arbeitsbedingungen
schaffen und erhalten. Am Donnerstag
hat die Regierung zudem angekündigt,
dass auch dieArmen mehr erhalten sol-
len.DieTarife der Sozialhilfe werden er-
höht. Von der gegenwärtigen Situation
seien viele Sozialhilfebezüger beson-
ders betroffen. «Für sie ist der Kanton
auch in schwierigen Zeiten da», so lässt
sich der zuständige Regierungsrat Mario
Fehr (parteilos) zitieren.

So fest da wie für ihre über 50 000 gut
bezahlten kantonalen Angestellten ist
die Regierung für die Schwächsten aller-
dings nicht: Sie erhalten bloss 2,5 Pro-
zent mehr Geld. Der Kanton orientiert
sich dabei an den Empfehlungen der

Schweizerischen Konferenz für Sozial-
hilfe (Skos), diese wiederum folgt den
Anpassungen des Bundes bei denAHV-
und IV-Renten. Auch diese steigen um
2,5 Prozent.

ZVV zahlt 3 Prozent mehr Lohn

Pikant ist, dass die Zürcher Kantons-
angestellten nicht nur einen höheren
Teuerungsausgleich erhalten als die

Sozialhilfeempfänger und IV-Rentner,
sondern dass sie sogar überkompen-
siert werden: Die 3,5 Prozent waren der
Stand der Teuerung im August. Inzwi-
schen ist die Inflation aber auf 3 Pro-
zent gefallen. Dennoch wird die Lohn-
erhöhung der kantonalen Angestellten
nicht mehr angetastet.

Andere staatsnahe Betriebe sind
da zurückhaltender. So hat der Zür-
cher Verkehrsverbund (ZVV) am Frei-
tag bekanntgegeben, dass die ihm an-
geschlossenen Verkehrsunternehmen
die Lohnsumme um 3 Prozent erhöhen
werden. Das ist immer noch deutlich
mehr als in der Gesamtwirtschaft: Eine
Umfrage der Grossbank UBS hat er-
geben, dass die Schweizer Löhne im
nächsten Jahr im Schnitt um nur 2,2
Prozent zulegen dürften.

«Das Staatspersonal hat etwas
Glück gehabt, weil die Teuerung zum
Stichtag vergleichsweise hoch war
und jetzt wieder leicht gesunken ist»,
sagt Beat Bloch (CSP, Zürich) von
der Fraktion der Grünen im Kantons-
rat. «Wir sollten aber nicht vergessen,
dass die Angestellten in früheren Jah-
ren wegen der Finanzlage des Kantons
nicht immer den ganzenTeuerungsaus-
gleich erhielten. Das ist jetzt teilweise
kompensiert worden.»

Für die AL-Kantonsrätin und Re-
gierungsratskandidatin Anne-Claude
Hensch sind die Lohnerhöhungen noch
aus einem anderen Grund notwendig.
«Auch der Kanton spürt den Fachkräfte-
mangel und die Konkurrenz», sagt sie. So
zum Beispiel beim Migrationsamt. «Die
Angestellten erhalten dort Anrufe mit
besserenAngeboten.» Die Stadt Zürich,
aber auch das Staatssekretariat für
Migration (SEM) seien sehr interessiert
an den kantonalen Fachkräften. Zudem
zahle die Stadt Zürich höhere Löhne.

Ganz anders sieht es der GLP-Kan-
tonsrat und Regierungsratskandidat
Benno Scherrer. «Die Löhne dürfen
nicht stärker steigen als die Teuerung»,
sagt er. «Das ist aber derzeit der Fall.»
Der Regierungsrat werde mit seinen
3,5 Prozent die Inflation weiter anhei-
zen. Mit der Lohnerhöhung verschaffe

sich der Kanton zudem gegenüber der
Privatwirtschaft einenVorteil im Kampf
um die Fachkräfte.

Die letzte Anpassung war 2012

Während die Staatsangestellten also deut-
lich mehr und die Ärmsten ein bisschen
mehr Geld bekommen, gibt es für jene,
welche all diese Löhne und Sozialleis-
tungen letztlich finanzieren müssen, gar
nichts: für die Steuerzahler. Dabei kann
die Teuerung auch für sie negative Aus-
wirkungen haben. Wer inflationsbedingt
einen höheren Lohn erhält, kann sich
davon nicht mehr leisten; die Kaufkraft
bleibt unverändert. Die Steuern aber
können real steigen, wenn jemand wegen
des nur auf dem Papier höheren Lohnes
in eine höhere Steuerklasse rutscht.

Bei den Bundessteuern wird diese
kalte Progression für 2023 ausgeglichen,
der Kanton Zürich kennt in dieser Be-
ziehung aber keine Eile. Dies geht aus
derAntwort des Regierungsrats auf eine
entsprechende Anfrage der FDP und

der SVP hervor. Die Regierung argu-
mentiert, dass die kalte Progression ge-
mäss derzeitiger Regelung nur alle zwei
Jahre ausgeglichen werden könne, und
zwar jeweils in den Jahren, für die auch
der Steuerfuss zur Debatte stehe. Das
aber ist erst wieder 2024 der Fall. «Nur
aufgrund der diesjährigen Ausnahme-
situation sollte die erst 2013 eingeführte
Regel nicht bereits wieder geändert wer-
den», schreibt der Regierungsrat in sei-
ner Antwort.

Die Regierung führt zudem techni-
sche Gründe gegen eine Veränderung
ins Feld. Eine Anpassung der kalten
Progression bringe einen grossen admi-
nistrativen Aufwand mit sich. Unter
anderem müssten Formulare und Soft-
ware-Tools angepasst werden, sowohl
bei den Behörden wie bei den Privaten.

Zum letzten Mal ausgeglichen wor-
den war die kalte Progression vor zehn
Jahren.Zwischen 2012 und 2021 hatte es
so gut wie keine Teuerung gegeben und
somit auch keinen Grund für eine Ver-
änderung der Sätze.

Gar kein Verständnis für ein Fest-
halten am Status quo hat der Avenir-
Suisse-Chef und FDP-Regierungsrats-
kandidat Peter Grünenfelder. «Das ist
die regierungsrätliche Polit-Pirouette des
Jahrzehnts», sagt er. Zum Inflationsaus-
gleich von 3,5 Prozent kämen nämlich
weitere 0,8 Prozent an Lohnerhöhungen,
total also sogar 4,3 Prozent mehr Lohn.

Demgegenüber verneine man
schnöde denAnspruch der Steuerzahler
auf einen jährlichenTeuerungsausgleich.
«Die Anliegen des Staatspersonals ge-
niessen in der heutigen Regierung offen-
sichtlich höhere Priorität als die der Be-
völkerung», sagt er.

«Kein Spielraum»

Die Zürcher Nationalrätin Priska Seiler
Graf, die für die SP für den Regie-
rungsrat kandidiert, weist allerdings
darauf hin, dass der Kantonsregierung
beim steuerlichen Ausgleich die Hände
gebunden seien. «Das Gesetz lässt
hier keinen Spielraum zu. Es ist aber
selbstverständlich, dass die kalte Pro-

gression für 2024 ausgeglichen werden
muss.» Wenn die Steuerzahler Glück
haben, gibt es dann sogar mehr als nur
eine Kompensation der Teuerung: Die
Regierung schlägt vor, 2024 auch den
Steuerfuss zu senken, von 99 auf 97 Pro-
zent.Darüber entscheiden wird das Par-
lament. Je nach neuer Zusammenset-
zung – in zwei Monaten sind Wahlen –
sind solche Steuersenkungswünsche
mehr oder weniger realistisch.

«Die Angestellten
erhielten in früheren
Jahren nicht immer
den ganzen
Teuerungsausgleich.»
Beat Bloch
Kantonsrat (CSP)

«Die Anliegen
des Staatspersonals
geniessen offensichtlich
höhere Priorität als die
der Bevölkerung.»
Peter Grünenfelder
Direktor von Avenir Suisse
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Inbetriebnahme am 11. 12. 2022

Die Streckenführung der Limmattalbahn
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Das Tram in den Aargau nimmt den Betrieb auf
Die Limmattalbahn ist im Zeitplan und unter Budget erstellt geworden

STEFAN HOTZ

Am Anfang stand ein Anglizismus. Mit
einem «letter of intent», einer Absichts-
erklärung, forderten 2007 sämtliche Ge-
meindeexekutiven des Limmattals kan-
tonsübergreifend eine Stadtbahn von
Zürich Altstetten bis nach Killwangen-
Spreitenbach – bis spätestens 2022. Da
existierte sie erst in Planstudien.

Das Anliegen war im Grundsatz
breit anerkannt. Aber wohl nur wenige
Enthusiasten glaubten, dass die Zeitvor-
gabe eingehalten würde.Rekurse haben
schon manches Grossprojekt im Raum
Zürich ausgebremst. In diesem Fall ver-
mochten sie wenig auszurichten. Die
Limmattalbahn ist auch ein Beispiel,
was der geeinte Wille von Gemeinde-
verantwortlichen vermag.

Ein Vorteil war zweifellos, dass es im
Glatttal bereits das Beispiel einer Stadt-
bahn gab.Nördlich von Zürich hatte der
Prozess, bis sich die Gemeinden zusam-
mengerauft hatten, länger gedauert, ei-
nige hegten zuerst den Traum einer
Hochbahn. Aber Ende 2010 fuhr das
ersteTram von Stettbach zum Flughafen.

In einem Punkt unterscheidet sich
die Linie 12 im Glatttal fundamen-
tal von der Limmattalbahn, der Linie
20. Sie erschliesst den Raum nördlich
von Zürich tangential durch die Agglo-
meration – quer zum historisch stern-
förmig auf das Stadtzentrum ausgerich-
tetenVerkehrsnetz.Die Limmattalbahn
verläuft dagegen parallel zu den ande-
renVerkehrswegen –Autobahn,Haupt-
strasse, Bahn und einer Veloschnell-
route, die noch entstehen wird.

Widerstand in der Region

Aber sie erschliesst wichtige öffentliche
und private Infrastrukturen besser als
die S-Bahn. Das gilt insbesondere für
das Spital Limmattal in Schlieren und die
Kantonsschule in Urdorf sowie für das
älteste Einkaufszentrum der Schweiz in
Spreitenbach. Im Niderfeld von Dieti-
kon wird dagegen ein neues Stadtquar-
tier erst noch entstehen. Im nächsten Jahr
soll hier aber erst noch dieWissenschafts-
ausstellung Phänomena stattfinden.

Die Bevölkerung in der Region war
sich weniger einig. Das Zürcher Stimm-

volk nahm im November 2015 den Kre-
dit für die Limmattalbahn mit 64,5 Pro-
zent an.Ausgerechnet der Bezirk Dieti-
kon lehnte ihn jedoch mit 54,1 Prozent
Nein-Stimmen ab. Die Kritiker erach-
teten das Verkehrsprojekt als unnötig,
überrissen und befürchteten, dass das
Bevölkerungswachstum überbordet.

Im August 2017 erfolgte der Bau-
start der ersten Etappe. Sie entspricht
der Verlängerung der Tramlinie 2 vom
Farbhof am Stadtrand bis nach Schlie-
ren hinaus. Der Abschnitt wurde 2019
in Betrieb genommen.

Inzwischen hatten die Kritiker eine
Volksinitiative eingereicht mit demZiel,
dass auf die zweite Etappe verzichtet
wird. Sie scheiterte im September 2018
mit fast 83 Prozent Nein.Diesmal stimm-
ten auch die Limmattaler für ihre neue
Bahn. Im ersten Drittel des 20. Jahrhun-
derts verkehrte zwischen Schlieren,Die-
tikon undWeiningen bereits das «Lisbe-
thli»; so nannte derVolksmund liebevoll
das damalige Vorstadttram.

Die beiden Etappen der Limmat-
talbahn haben auf einer Länge von
13,4 Kilometern zusammen 27 Halte-

stellen und verfügen zu 92 Prozent
über ein eigenes Trassee. In Betrieb
geht nun einerseits die neue Verbin-
dung in Zürich zwischen dem Farb-
hof und dem Bahnhof Altstetten. Dazu
kommt der lange Abschnitt zwischen
Schlieren und dem Bahnhof Killwan-
gen. In Schlieren unterquert die Bahn
in einem 250 Meter langen Tunnel das
Färberhüsli-Areal.

Ein Seilziehen gab es um den Stand-
ort des Depots. Es wurde auf Dietiker
Boden beim Rangierbahnhof direkt an
der Kantonsgrenze erstellt. Erstaunt hat
die Vergabe des Betriebs, glaubte man
doch die städtischen Verkehrsbetriebe
im Vorteil. Der Zürcher Verkehrsver-
bund erteilte den Auftrag nach einer
Ausschreibung jedoch an die Aargauer
Verkehrs AG.

Keine Wendeschleifen

Ein Novum für Zürich sind die Zwei-
richtungsfahrzeuge von Stadler Rail
mit einem Führerstand auf jeder Seite.
Die Limmattalbahn braucht deshalb
keine Wendeschleifen wie das Zürcher
Tram. Ihren Endpunkt vor dem Bahn-
hof Altstetten markieren zwei kräftige
Prellböcke.

Der Kredit für die Limmattalbahn
beläuft sich auf 755 Millionen Fran-
ken. Etwa die Hälfte bezahlt der Kan-
ton Zürich, einen Drittel steuert der

Bund bei, der Rest von 17 Prozent ent-
fällt auf den Aargau. Laut der Limmat-
talbahn AG werden die Gesamtkosten
um etwa 160 Millionen Franken unter-
schritten.Vorgesehen ist später eine Er-
weiterung bis nach Baden, aber das ist
noch nicht spruchreif.

Zum Projekt gehörten von Anfang
an Investitionen von etwa 130Millionen
Franken, um die Kapazität des Strassen-
netzes zu erhalten und denAutoverkehr
aus den Zentren von Schlieren und Die-
tikon zu verlagern.

Einweihungsfahrt der Bahn mit Geschäftsführer Daniel Issler, Bundesrätin Simonetta Sommaruga,Verwaltungsratspräsident Hans
Egloff, der Zürcher Regierungsrätin Carmen Walker Späh und dem Aargauer Regierungsrat Stephan Attiger (v. l.). M. BUHOLZER / KEYSTONE

BEZIRKSGERICHT ZÜRICH

Hokuspokus mit einem rohen Ei
Eine 29-jährige Betrügerin, die sich als Heilerin ausgab, überzeugt die Richter mit ihren Besserungsgelübden nicht

TOM FELBER

Die Beschuldigte ist eine 29-jährige
Österreicherin. Sie gibt zu, eine mehrfa-
che Betrügerin zu sein. Im Oktober 2019
sprach sie vor einer Zürcher Migros-
Filiale eine junge, psychisch angeschla-
gene Frau an, die seit ihrer Jugend an
Panikattacken und Schizophrenie leidet.
Die Österreicherin erzählte ihr, sie sei
eine Heilerin, habe übersinnliche Kräfte
und könne ihr helfen. Sie übergab der
jungen Frau Heilkräuter, in denen sie ba-
den solle, und versprach, für sie zu beten
und sie vor dem Bösen zu beschützen.

Laut Anklage hatte die Beschuldigte
die Frau an unkontrollierten Zuckun-
gen, einem starren Blick und grosser Zu-
rückhaltung als leichtes Opfer erkannt.
Noch am gleichen Tag gingen die bei-
den zu einer Bankfiliale, das Opfer hob
3000 Franken Bargeld ab und überliess
dieses der Täterin. Wenige Tage später
trafen sich die beiden in einem Park.Die
Österreicherin zündete eine Kerze an
und betete zu Gott, dass die Dämonen
die junge Frau gefälligst in Ruhe lassen

sollten. Sie wickelte ein rohes Ei in ein
Tuch und presste es auf die Brust ihres
Opfers, so dass es zerbrach. Das wirkte.
Das Opfer hob erneut 6000 Franken
bei der Bank ab. Bei einem dritten Tref-
fen gab es sogar 9000 Franken, so dass
der gesamte Beutezug der Betrügerin
schliesslich 18 000 Franken einbrachte.

Es ist ein abgekürztes Verfahren, im
Normalfall eine Formsache. Doch am
Freitag sind die Fragen der Richterinnen
und Richter aussergewöhnlich zahlreich,
und es werden daraus Zweifel spürbar.

Die Staatsanwältin und der Verteidi-
ger haben sich vor dem Prozess in einem
Deal auf ein Strafmass von 8 Monaten
geeinigt, bedingt bei einer verlänger-
ten Probezeit von 3 Jahren. Für Strafen
bis 12 Monate wäre eigentlich ein Ein-
zelrichter zuständig. Doch hier sitzt ein
Dreiergremium auf der Richterbank.

Frau in der Kirche angesprochen

Ein zweites Opfer wurde von derTäterin
im Juli 2020 sogar gezielt in einer Kirche
angesprochen: in der Stiftskirche St. Gal-

len.Die Österreicherin zündete dort eine
Kerze an und erzählte einer älteren an-
wesenden Frau, dass sie für eine medi-
zinische Behandlung ihrer Tochter Geld
benötige. Die Kirchgängerin ging noch
am gleichen Tag an einen Bankschalter
und hob 10 000 Franken Bargeld für die
angebliche Chemotherapie der Tochter
derTäterin ab. Bis imOktober 2020 kam
es zu weiterenTreffen und weiterenAus-
zahlungen, insgesamt 33 000 Franken.
BeimVersuch, erneut 17 000 Franken ab-
zuheben, reagierte eine Bankangestellte
und zahlte nur noch 100 Franken aus. Im
November wurde die Österreicherin fest-
genommen und sass 41 Tage in Haft.

Ihre Taten beging die Beschuldigte in
der Probezeit einer früheren einschlägi-
gen Verurteilung. Wegen Betrugs mit
ähnlichenMaschen war sie schon im Sep-
tember 2018 mit einem Strafbefehl der
Staatsanwaltschaft See/Oberland zu einer
bedingtenGeldstrafe von 180Tagessätzen
à 50 Franken verurteilt worden.

Zur Sache ist die Frau vor Gericht
nach wie vor geständig. Seit 1. Novem-
ber hat die Beschuldigte eine Arbeits-

stelle als Hilfskraft bei einer Reinigungs-
firma.Dort verdiene sie 5250 Franken im
Monat, erklärt sie,was die Richter stutzig
macht und zu Nachfragen führt. Im Au-
gust 2022 hat die Beschuldigte ihre bei-
den schulpflichtigen Kinder aus Öster-
reich in die Schweiz genommen. Sie er-
klärt mehrfachmit identischemWortlaut,
dass sie in der Schweiz integriert sei und
mit ihrer Familie hier die Zukunft plane.

Strafe erheblich zu tief

Das ertrogene Geld hat sie fast alles
zurückbezahlt. Sie habe es bei Fami-
lienmitgliedern zusammengekratzt. Sie
stehe zu ihren Fehlern. Sie werde sich
in ihrem ganzen Leben keinen solchen
Fehler mehr erlauben, beteuert sie. Die
Haft sei hart gewesen und habe ihr ge-
zeigt, dass es das Wichtigste sei, in Frei-
heit mit ihren Kindern zu leben. Sie ent-
schuldigt sich mehrfach beim Gericht
für ihre Taten. Sie fleht die Richterin-
nen und Richter an: «Bitte geben Sie mir
eine Chance, dass nicht alles kaputtgeht,
was ich mir aufgebaut habe.»

Obwohl es ein abgekürztes Verfah-
ren ist, in dem Plädoyers eigentlich nicht
vorgesehen sind, lässt das Gericht die
Staatsanwältin und denVerteidiger zum
beantragten Strafmass Stellung nehmen.
Beide sehen es als angemessen an. Die
Staatsanwältin erklärt, sie gehe davon
aus, dass das Strafverfahren der Beschul-
digten eine genügende Lehre sei. Das
Gericht kommt aber zu einem anderen
Schluss. Nach einer kurzen Beratung er-
klärt derVorsitzendeReto Nuotclà: «Die
beantragte Strafe ist erheblich zu tief.»

Das Gericht weist den Fall an die
Staatsanwältin zurück. Die Beschuldigte
habe ihre Opfer gezielt ausgesucht und
bearbeitet. Eine einschlägige Vorstrafe
habe offensichtlich keine Wirkung ge-
zeigt. Angemessen wäre – laut Gericht
– eine Freiheitsstrafe von mindestens 15
bis 16 Monaten. Die Richterinnen und
Richter hätten zudem grosse Bedenken,
was den bedingten Strafvollzug angehe,
erklärt Nuotclà. Er entschuldigt sich bei
der Beschuldigten dafür, dass das Gericht
auch «echte Reue» nicht sehe; trotz den
wortreichen Beteuerungen der Frau.

Einweihung
mit Sommaruga
sho. · AmFreitag ist die Limmattalbahn
mit einem der letztenAuftritte von Bun-
desrätin Simonetta Sommaruga (SP) ein-
geweiht worden. Anwesend waren aus
beiden beteiligten Kantonen neben
anderen die Zürcher Volkswirtschafts-
direktorin Carmen Walker Späh (FDP)
und der Aargauer Baudirektor Stephan
Attiger (FDP). Am Samstag ab 12 Uhr
findet beimDepot ein Eröffnungsfest für
die Bevölkerung statt. Die Anfahrt ab
Schlieren Geissweid und Killwangen ist
kostenlos. Am Sonntag nimmt die Lim-
mattalbahn den fahrplanmässigen Be-
trieb imViertelstundentakt auf.


